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USA legen kompletten Abrüstungsplan vor
Abschaffung aller nationalen Rüstungen in drei Stufen innerhalb von zehn Jahren

Genf (ap/dpa/upi). Die Vereinigten Staaten haben der Genfer 
Abrüstungskonferenz einen Drei-Stufen-Plan für eine allge
meine und vollständige Abrüstung vorgelegt. Nach dem Ent
wurf soll in einem Zeitraum von rund zehn Jahren eine voll
ständige Abschaffung aller nationalen Rüstungen und Streit
kräfte und ihre Ersetzung durch eine internationale Streit
macht der Vereinten Nationen erfolgen, in dem Drei-Stufen- 
Plan, den der amerikanische Chefdelegierte Dean als das sorg
fältigste Abrüstungsdokument bezeichnete, das je ausgearbeitet 
wurde, ist eine neuartige Kontrollmethode vorgesehen, die den 
sowjetischen Einwänden gegen eine Abrüstungskontrolle weit 
entgegenkommt.
In den drei Stufen der Ab- 

rüstung sind u. a. folgende 
Maßnahmen vorgesehen.

1. Stufe: Die herkömmlichen 
Rüstungen und die nuklearen 
Trägerwaffen werden um 30 Pro
zent herabgesetzt. Begrenzung 
der Truppenstärke der Verei
nigten Staaten und der Sowjet
union auf 2,1 Millionen Mann.
Einstellung der Produktion 
spaltbaren Materials für Waffen
zwecke. Von dem bereits ge
lagerten spaltbaren Material 
werden große Teile der Ver
wendung friedlicher Zwecke 
zugeführt. Verbot von Kern
waffenversuchen. Produktion,
Lagerung und Start von Welt
raumraketen werden beschränkt 
und kontrolliert. Maßnahmen 
gegen die Gefahr eines unbeab
sichtigten Ausbruchs eines 
Atomkrieges. Schaffung einer 
internationalen Abrüstungs
organisation. Die Dauer dieser 
Stufe ist auf drei Jahre be
grenzt.

2. Stufe: Herabsetzung der 
Rüstungen der USA und der 
Sowjetunion um weitere 50 Pro
zent. Reduzierung der Truppen
stärke der Sowjetunion und der 
USA auf 1,5 Millionen Mann.
Herabsetzung der Rüstungen 
und der Streitkräfte aller ande
ren Staaten auf 35 Prozent ihrer 
ursprünglichen Stärke. Be
schränkung der Waffenproduk
tion auf die Herstellung von 
Ersatzteilen existierender Waf
fen. Aufstellung einer Friedens
streitmacht der Vereinten Na

tionen. Einsetzung eines
Internationalen Gerichtshofes, 
der obligatorische Jurisdiktion 
in allen internationalen Streit
fällen besitzt.

3. Stufe: Alle nationalen Rü
stungen und Streitkräfte wer
den abgeschafft. Die Produktion 
von Waffen wird auf die Be
dürfnisse der Sicherheitstrup
pen und den Streitkräften der 
Vereinten Nationen beschränkt.

Im Todeskampi durch die Mauer
Feuerhagel der Zonen-Grenzpolizei

Mit diesem Lkw durchbrachen drei junge Männer aus 
Ost-Berlin die Grenzsperre an der Heinrieh-Heine-Straße.

Berlin (dpa/upi). Buchstäblich 
im Todeskampf lenkte ein 24- 
jähriger Bauarbeiter aus Ost- 
Berlin einen 3-Tonnen-Last- 
wagen mit 80 Stundenkilome
tern durch eine zweieinhalb 
Meter breite Lücke in der 
Grenzmauer Heinrieh-Heine- 
Straße nach West-Berlin. Der 
junge Mann starb wahrschein

lich schon, von den Kugeln der 
Zonen-Grenzpolizei getroffen, 
ehe sein Wagen in West-Berlin 
auf eine Ruinenmauer prallte. 
Seine beiden Mitfahrer wurden 
jedoch gerettet und konnten 
West-Berlin verletzt, aber le
bend, erreichen.
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Vertrauen
H. K. (Bonn). In Bonn wur

den strenge Nachforschungen 
angestellt. Gesucht wird der 
Mann, der die entscheidenden 
Teile aus dem Bericht des Wa
shington-Botschafters Grewe an 
einige wenige Zeitungskorre
spondenten gegeben hat. Die 
Bemühungen werden aller Vor
aussicht nach genauso enden

Walther Schreiber

Auf Beschluß des Berliner Se
nats wurde in der Brandenburg- 
halie des Schöneberger Rat
hauses eine Bronzebüste von 
Walther Schreiber, dem frühe
ren Regierenden Bürgermeister 
von Berlin, neben den Büsten 
von Ernst Reuter und Otto 

Suhr aufgestellt.
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wie die früheren Expeditionen 
dieser Art: mit einer Fehl
anzeige.

Bundespressechef von Eckardt 
sagte in Bonn, die Indiskretion 
sei nicht mit einer (bösen) 
politischen Absicht verbunden 
gewesen. W ir teilen diese Mei
nung und würden den Bonner 
Nachforschern gerade deshalb 
empfehlen, ihre Kräfte wichti
geren Aufgaben zuzuwenden. 
Indiskretionen sind so alt wie 
die Geschichte der Diplomatie. 
Und im Falle der amerikani
schen Berlin- und Deutschland-

Vorschläge haben der oder die 
Informanten der deutschen 
Sache gewiß nicht nur einen 
schlechten Dienst erwiesen.

In 48 Stunden wurde in Bonn 
immer wieder erklärt, die Bun
desregierung habe die Vor
schläge für die neuen Sondie
rungen mit Moskau seit langem 
gekannt und mit den Alliierten 
eingehend erörtert. Wir ver
muten und hoffen, daß diese 
Darstellung nicht voll den Tat
sachen entspricht. W ir können 
uns nämlich nicht vorstellen, 
daß die deutsche Regierung 
eine Behörde für den Zugang 
nach Berlin akzeptieren würde, 
in der neben vier westlichen 
und vier östlichen Vertretern 
auch noch drei sogenannte neu
trale Beamte sitzen. Denn eine 
solche Regelung müßte die 
Grenzen des Zumutbaren spren
gen.

Unter guten Freunden und 
Verbündeten muß man sich so 
etwas unverblümt ins Gesicht 
sagen können. Das gehört zum 
Sinn eines Vertrauenspaktes. 
Seit wann hätten Ehrlichkeit 
und ehrliches Wahren der eige
nen Interessen etwas mit Miß
trauen zu tun? Kein verant-

Berlin (ap). An der Berg
akademie Freiberg in der 
Sowjetzone hat die „unsichere 
politische Haltung“ der Studen
ten des fünften Studienjahres 
zu einer Kontroverse mit der 
SED geführt. Wie bekannt 
wurde, haben die Studenten 
zum Abschluß einer Vorlesungs
periode einen Umzug durch 
Freiberg organisiert, bei dem 
sie Plakate mitführten und Lie
der sangen, die nach Ansicht 
der SED „eine offensichtliche 
Provokation“ darstellten. Par
teifunktionäre, die versucht 
hätten, den Umzug aufzulösen, 
seien von den Studenten „durch 
unflätige Bemerkungen“ belei
digt worden. Dafür hätten sich 
einige Beteiligte vor dem Dis
ziplinarausschuß der Akademie 
verantworten müssen.

E r  kann te  P a n k o w s  Kost  noch nicht
Angenfort vor Ostberliner

Presse
Berlin (dpa). Der aus der 

Bundesrepublik in die Sowjet
zone entkommene Zuchthäusler

wörtlicher Politiker in Bonn 
glaubt an eine Vertrauenskrise 
zwischen Deutschen und Ameri
kanern. Und jeder ist bereit, 
den Sorgen Kennedys um Berlin 
besondere Aufmerksamkeit zu 
zollen. Trotzdem darf man sich 
doch auf deutscher Seite Ge
danken darüber machen, wie
weit diese Überlegungen das 
Recht auf deutsche Einheit ge
fährden könnten.

Die Vereinigten Staaten müß
ten dafür um so mehr Ver
ständnis haben, als niemand in 
Bonn daran denkt, den Bünd
nispartner an Artikel 7 des 
Deutschland-Vertrages zu er
innern, der das Recht auf Ein
heit als alliierte Pflicht ver
brieft. Maßgebliche Politiker in 
Bonn sind nicht glücklich über 
den Ton, den die amerikanische 
Regierung gegenüber Botschaf
ter Grewe angeschlagen hat. Er 
entsprach, so ließ man durch- 
blicken, doch nicht ganz den 
Verkehrsformen unter Freun
den. Und daß die deutsch-ame
rikanische Freundschaft Funda
ment unserer Politik für eine 
künftige deutsche Einheit sein 
muß — daran kann keine deut
sche Politik rütteln.

und ehemalige Chef der kommu
nistischen „Freien Deutschen 
Jugend“ in der Bundesrepublik, 
Angenfort, hat auf einer Presse
konferenz in Ost-Berlin über 
seine Flucht in die „DDR“ be
richtet. Angenfort beklagte sich 
dabei darüber, daß er im Poli
zeigefängnis München ge
brauchte Bettwäsche erhalten 
habe und das Essen im Zucht
haus Münster schlecht gewesen 
sei. Er behauptete, ohne nähere 
Einzelheiten mitzuteilen, nicht 
nur von Kommunisten, sondern 
auch von der Bevölkerung unter
stützt worden zu sein. So habe 
ihm auch ein katholischer Geist
licher Unterkunft gewährt. An
genfort erklärte, seine Flucht 
sei eine „politische Niederlage" 
der Bonner Ultras.

SED hat Ärger mit Studenten
Umzug in Freiberg — „Provokation“  durch Lieder und Plakate



Kennedy siegte über Stahlindustrie
Großer innerpolitisclxer Erfolg des amerikanischen Präsidenten

Washington (dpa). Im Kampf 
um die amerikanischen Stahl- 
preise hat Präsident Kennedy 
einen entscheidenden Sieg über
die Stahlindustrie errungen. 
Nach einer äußerst überraschen
den Entwicklung gab zunächst 
die „Bethlehem Steel Company“ 
in Pennsylvanien, der zweit
größte Stahlerzeuger der USA, 
am Freitagabend bekannt, daß 
sie ihre bereits angekündigte 
Preiserhöhung nunmehr rück
gängig machen werde. Ihr folgte 
kurz darauf die „US Steel Cor
poration“, der größte Produzent 
des Landes, mit der Rücknahme 
seiner Preiserhöhung.

Die „US Steel Corporation“ 
begründete ihren Entschluß mit

Im  Todeskam pf durch die Mauer
(Fortsetzung von Seite 1) 

Westberliner Polizisten er
klärten später, die beiden 
Flüchtlinge hätten von Glück 
sagen können, daß sie dem 
Feuerhagel der Zonen-Grenz- 
polizisten noch lebend entronnen 
sind.
„Volksarmisten“  flohen . . .

Wenig später versuchten im 
Süden Berlins zwei Unter
offiziere der „Volksarmee“ zu 
fliehen. Nur einer erreichte 
Zehlendorf, der andere wurde 
von kommunistischen Grenz
posten niedergeschossen und ist 
wahrscheinlich verblutet.

Mit einem einzigen Satz be
richtete die Sowjetzonen-Nach- 
richtenagentur adn über den 
Grenzdurchbruch in der Hein- 
rich-Heine-Straße.
• . .  und auch Grenzsoldaten 

Fünf Sowjetzonenbewohnern, 
unter ihnen drei Angehörige 
der Grenztruppe, sind über die 
Zonengrenze nach Bayern ge
flüchtet.

Nach dem Lastwagendurch
bruch in der Heinrich-Heine- 
Straße scheint die Volkspolizei 
jetzt die Sektorengrenze nach 
„undichten Stellen“ zu über
prüfen. Wie die Westberliner 
Polizei mitteilte, errichteten 
Ostberliner Grenzpolizisten in 
aller Eile eine Straßensperre 
aus Betonplatten. Bisher war 
die Grenze nur durch einen 
Stacheldrahtzaun abgesperrt.

der „Konkurrenzsituation und 
allen anderen aktuellen Um
ständen, einschließlich der Über
windung ernster Hindernisse 
zu guten Beziehungen zwischen 
Regierung und Industrie“. Die 
anderen Unternehmen gaben 
ähnliche Erklärungen ab. Von 
politischen Beobachtern wird 
Kennedys Triumph über die 
Stahlinteressen, der, wenn über
haupt, keineswegs so schnell 
erwartet worden war, als der 
bisher größte Erfolg des Prä
sidenten angesehen und allge
mein begrüßt.

Der Rückzieher der Stahl
industrie ist das Ergebnis 
äußerst entschlossenen Vor

Leipzig (kna). Die alte Uni
versitätskirche von Leipzig soll 
in Kürze abgebrochen werden, 
um dem von den Sowjetzonen
behörden geplanten Universi
tätsneubau Platz zu machen. 
Dies wird aus zuverlässiger 
Quelle bekannt. Der Abbruch 
dürfte unmittelbar im Anschluß 
an die Renovierung der Thomas- 
Kirche ohne vorherige Ankündi
gung begonnen werden.

Bereits einmal hatte der ent
schiedene Widerstand weiter 
Kreise den geplanten Abbruch 
der aus dem 15. Jahrhundert 
stammenden Universitätskirche 
verhindert. Im November 1960 
legte die SED diese Pläne 
schließlich zu den Akten. Dies
mal suchen die kommunistischen 
Machthaber ihn mit der Wieder
herstellung der Thomas-Kirche, 
die mit staatlichen Beihilfen zu
stande gekommen ist, zu recht- 
fertigen.

S o w je ts  durften n ich t reden
Hamburg (upi). Zwei Diplo

maten der sowjetischen Bot
schaft in Bonn ist vom 
Hamburger Senat indirekt nahe
gelegt worden, auf einer Ham
burger Veranstaltung von 
Gegnern der Atombewaffnung 
nicht zu sprechen. Dem zweiten 
Sekretär der Botschaft, Wladi- 
mirow, und einem Angestellten 
der Presseabteilung wurde mit
geteilt, wenn sie auf der Ver

gehens der Regierung gegen die 
Stahlmagnaten. Präsident Ken
nedy, der sich seit dem vorigen
Sommer bemühte, im Interesse 
der amerikanischen Konjunktur- 
Entwicklung eine inflationistisch 
wirkende Preissteigerung für 
Stahl zu verhindern, hatte in 
seiner Pressekonferenz am Mitt
woch mit größter Schärfe die 
„Macht- und Profitsucht“ der 
Stahlwerke angegriffen. Am 
nächsten Tag holte die Stahl
industrie zum Gegenschlag aus 
mit der Erklärung des Präsi
denten der „US Steel“, Bough, 
höhere Stahlpreise seien not
wendig, wenn Amerika seine 
Stahlwerke modernisieren wolle.

anstaltung reden würden, sei 
mit der Auflösung der Ver
sammlung zu rechnen. Der 
Hamburger Senat erklärte, es 
entspreche nicht dem „diploma
tischen Stil“ , in fremden Län
dern auf Parteiversammlungen 
zu agitieren.

USA entlassen 
20 000 Soldaten

Washington (dpa). Die USA 
wollen etwa 20 000 Offiziere und 
Mannschaften der USA-Reserve, 
deren Dienstzeit wegen der 
Berlin-Krise verlängert worden 
war, noch vor dem 1. Juli aus 
dem Dienst entlassen. Kennedy 
hatte bereits die Demobilisie
rung von rund 50 000 Reser
visten und Angehörigen der 
Nationalgarde für diesen Som
mer angekündigt.

SED spricht von Würde
Berlin (dpa). „Weil wir Würde 

haben, werden auf dem Bahn
hof Friedrichstraße und an den 
anderen Grenzübergangsstellen 
keine Passierscheinausgaben für 
Westberliner eingerichtet.“ Dies 
erklärte der Leiter der Abtei
lung Agitation des SED-Zentral- 
komitees, Sindermann, im
„Intelligenzklub“ in Klein- 
Machnow auf die Frage, warum 
nicht nach der Schließung der 
Passierscheinstelle im Bahnhof 
Zoo Passierscheine an der 
„Staatsgrenze“ ausgegeben wür
den.

Abbruch der IMversitäisfcirclie Leipzig



Kardinal Bea M  Scharf und Dibelius der Deutschen Oper Berlin, des 
Berliner Renaissance-Theaters, 
des Schloßpark-Theaters und 
ein Konzert der Berliner Phil
harmoniker sind Höhepunkte 
des kulturellen Programms.

Berlin (dpa). Der deutsche 
Kurienkardinal Bea hat in Ber
lin Gespräche mit dem Vor
sitzenden der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Präses 
Scharf, sowie dem evangelischen 
Bischof von Berlin, Dibelius,

geführt. In der Unterredung 
wurden die gemeinsam inter
essierenden Fragen besprochen, 
die mit dem bevorstehenden 
Konzil und den Einheitsbestre
bungen in der Christenheit Z u 
sammenhängen.

Unsere Stadt m  Gast in München
Kulturelle und sportiielxe „Berliner W ochen" an der Isar

Aus der für Anfang Juni ge
planten Berlin-Woche in München 
sind „Berliner Wochen“ gewor
den. Die Beteiligungsfreudigkeit 
in beiden Städten ist so groß, 
daß das Programm vom 23. Mai 
bis zum 8 . Juni ausgedehnt wer
den mußte.

Das umfangreiche Programm 
reicht von Politik und Wirt
schaft über Kunst und Wissen
schaft bis zum Sport. Der 
Regierende Bürgermeister von 
Berlin, Brandt, der Bundes
minister für gesamtdeutsche 
Fragen, Ernst Lemmer, und 
Münchens Oberbürgermeister, 
Dr. Hansjochen Vogel, werden 
bei einer Kundgebung auf dem 
Münchener Marienplatz sprechen. 
Brandt wird voraussichtlich an 
der Münchener Autobahnaus
fahrt nach Berlin ein Denkmal 
mit dem Berliner Bären ent
hüllen. Bischof D. Dr. Otto Di
belius wird im Kongreßsaal des 
Deutschen Museums das Thema 
„Wir sind doch alle Brüder“

behandeln. Kardinal Döpfner 
wird ein Pontifikalamt zele
brieren. Bürgermeister Franz 
Amrehn hat seine Teilnahme an 
einer politischen Podiumsdis
kussion zugesagt.

Gastspiele des Chors der Ber
liner Sankt-Hedw'ig-Kathedrale,

Ulbrichts Neffe nach 
zwölf Jahren Haft frei

Berlin (dpa). Der Neffe des 
SED-Chefs Ulbricht ist Ende 
Februar nach mehr als 
zwölfjähriger Haft aus dem 
Sowjetzonen-Zuchthaus Wald
heim entlassen worden, meldete 
gestern der „Untersuchungs
ausschuß Freiheitlicher Juri
sten“. Gerhard Ulbricht war 
seinerzeit wegen angeblicher 
Wirtschaftsverbrechen zu sechs
einhalb Jahren Zuchthaus ver
urteilt worden. Wegen abfälli
ger Bemerkungen über das 
Zonenregime und seinen Onkel, 
zu denen er während seiner 
Haft provoziert worden war, 
erhielt er zusätzlich sechs Jahre 
Zuchthaus.

Sowjetjäger stören 
über Eerlin

Berlin — Neue Störungen in 
Berlin haben sich während der 
Osterfeiertage die Sowjets und 
ihre Helfershelfer in Pankow 
ausgedacht. Während sowjeti
sche Düsenjäger wiederum in 
den Luftkorridoren operierten 
und über Berlin mehrfach die 
Schallmauer durchbrachen, for
derte Zonen-Innenminister Ma- 
ron in einem Brief an den Re
gierenden Bürgermeister
Brandt, die geplante Maifeier 
auf dem Platz der Republik auf 
einem anderen Platz stattfinden 
zu lassen.

2000 Häftlinge in Waldheim
70 Prozent ans politischen Gründen verurteilt

Leipzig (dpa). Rund 2000 
Häftlinge, von denen 70 Prozent 
aus politischen Gründen ver
urteilt wurden, saßen Anfang 
März in dem sowjetzonalen 
Zuchthaus Waldheim im Bezirk 
Leipzig. Wie der Untersu
chungsausschuß. Freiheitlicher 
Juristen berichtete, handelt es 
sich vorwiegend um Mitglieder 
„Landwirtschaftlicher Produk
tionsgenossenschaften“ und um 
selbständige Unternehmer.

Nach Angaben des Unter
suchungsausschusses erhalten

die Häftlinge als Warmverpfle
gung fast ausschließlich Grau
pen, Dörrgemüse und Makka
roni. Lediglich dienstags würden 
Salzheringe und Graubrot aus
gegeben. Obst und andere 
vitaminreiche Lebensmittel gäbe 
es nie. Als sogenannte Kalt
verpflegung erhielten die Häft
linge in Waldheim täglich 
30 Gramm Margarine und 
30 Gramm Wurst, abwechselnd 
außerdem jeden zweiten Tag 
einen Eßlöffel Marmelade oder 
50 Gramm Zucker.


